
später aber — im gleichen Protokoll — den Hilfsantrag zu 
ihrem Hauptantrage erhoben.

Die Klägerin hat ihren Antrag darauf gestützt, daß der 
Verklagte vor dem Rat des Kreises zwar eidesstattlich ver­
sichert habe, daß sein jährlicher Reinverdienst 1590 DM 
nicht übersteige, daß diese Versicherung jedoch nicht der 
Wahrheit entspreche. Die Lebenshaltung des Verklagten 
gehe weit über die von ihm angegebenen Vermögensver- 
hältndsse hinaus. So habe er sich ein Haus in H. bauen 
lassen, dessen Lichtleitung allein etwa 2500 DM gekostet 
habe, ganz abgesehen von der übrigen kostspieligen Ein­
richtung. Außerdem habe er sich eine elektrische Wasch­
maschine und einen Fernsehapparat gekauft. Seine sonsti­
gen Ausgaben seien ebenfalls nicht gering. Einer in H. 
wohnhaften Frau Sch. habe er ein Darlehn in Höhe von 
2000 DM zur Verfügung gestellt. Der Verklagte sei der 
einzige Roßschlächter im Ort, sein Verdienst daher be­
trächtlich. Die Begrenzung seiner Unterhalteverpflichtung 
sei mithin rechtsunwirksam. Sie sei durch arglästige Täu­
schung der Verwaltungsbehörde, d. h. des Referats Juigend- 
hilfe/Heiimerziehuing, zustande gekommen, das dem Ver­
klagten Glauben geschenkt habe. Zum Beweis ihrer Be­
hauptungen hat die Klägerin beantragt, eine Auskunft von 
dem Rat des Kreises, Abteilung Abgaben, sowie die Unter­
lagen des Schlachthofes, aus deinen sich der Verdienst des 
Verklagten ergebe, beizuziehen. Darüber hinaus hat sie 
den Antrag gestellt, den Schlachthofdirektor, Dr. M„ als 
Zeugen zu vernehmen, der Angaben über die wirkliche 
Höhe des Verdienstes des Verklagten machen könne.

Der Verklagte hat Klagabweisung beantragt. Er hält die 
Klage nicht für schlüssig begründet, da eine Anfechtung 
des Unterhaltsanerkemntnisses nicht möglich sei. Jedenfalls 
liege dem Anerkenntnis weder Irrtum im Sinne des § 119 
BGB noch arglistige Täuschung zugrunde. Die Vorausset­
zungen zu einer Abänderungsklage gemäß § 323 ZPO seien 
ebensowenig gegeben.

Das Kreisgericht H. hat mit Urteil vom 23. August 1957 
die Klage abgewiesen.

• Es begründet seine Entscheidung damit, daß die Klägerin 
nicht den Beweis dafür erbracht habe, daß das Referat 
Jugendhilfe/HedmerZiehung bei der Feststellung der Unter­
haltehöhe von einem zu niedrigen Verdienst ausgegangen 
sei, sich also in einem Irrtum über die tatsächlichen Ver- 
mögensverhältnisse des Verklagten befunden habe.

Gegen dieses am 25. Februar 1958 rechtskräftig gewor­
dene Urteil richtet sich der vom Generalstaatsanwalt ge­
stellte Kassationsantrag, mit dem Verletzung des Art. 33 
der Verfassung, des § 1708 BGB, des § 17 Abs. 2 des Ge­
setzes über den Mutter- und Kinderschutz und die Rechte 
der Frau vom 27. September 1950 und des § 139 ZPO vor­
gebracht wird. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Bevor ■'das Kreisgericht prüfte, ob die Unterhaltsver- 

pflichtung wegen Willensmangels — Irrtum oder Täu­
schung — anfechtbar war, hätte es prüfen müssen, ob 
die vom Verklagten am 7. März 1956 vor dem Referat 
Jugendhilfe und Heimerziehung abgegebene Erklä­
rung, soweit sie sich auf den Unterhalt der Klägerin 
bezieht, für diese überhaupt rechtsverbindlich war. 
Dabei war davon auszugehen, daß — zum Unterschied 
von dem Vaterschaftsanerkenntnis, das nach § 1718 
BGB eine einseitige, wenn auch empfangsbedürftige 
Erklärung des Verklagten darstellt — die Unterhalts­
verpflichtung, um auch der Klägerin gegenüber ver­
bindlich zu sein, nach § 1714 BGB einer „Vereinbarung“ 
bedurft hätte. (Auch der Verklagte wäre mangels An­
nahme seines Angebots durch die gesetzliche Vertre­
terin der Klägerin nicht auf Grund seiner Verpflich­
tungserklärung, sondern unmittelbar auf Grund seiner 
anerkannten Vaterschaft zur Unterhaltsleistung ver­
pflichtet gewesen, dann aber möglicherweise zu einem 
anderen Betrag.) Das Gesetz schreibt für diese zw.ar 
eine besondere Form nicht vor. Jedenfalls aber be­
durfte die Verpflichtungserklärung des Verklagten 
materiell der Zustimmung der Klägerin, die allerdings 
nicht ausdrücklich erklärt zu sein brauchte, sondern 
sich auch aus schlüssigen Handlungen der Klägerin, 
d. h. ihrer gesetzlichen Vertreterin, ergeben konnte. 
Endlich bedurfte eine etwaige Vereinbarung dieser Art 
nach § 1714 BGB der Zustimmung des Rates des Krei­
ses, d. h. des Leiters der Abteilung Volksbildung beim 
Rat des Kreises, die vor oder nach Abschluß dieses 
Rechtsgeschäfts der gesetzlichen Vertreterin der Klä­
gerin gegenüber zu erteilen war. Das ergibt sich aus 
entsprechender Anwendung von § 1828 BGB; an die 
Stelle des Vormundes ist nach § 17 MKSchG die Mut­
ter des nichtehelichen Kindes als dessen gesetzlicher

Vertreter getreten. Das Oberste Gericht hat diese 
Rechtsgrundsätze bereits in dem Urteil vom 29. Juli 
1958 — 1 ZzF 20/58 — entwickelt.

Wäre sich das Kreisgericht dieser Rechtslage bewußt 
gewesen, hätte es noch weitere tatsächliche Feststellun­
gen über die dargelegten Voraussetzungen der Rechts­
wirksamkeit einer Unterhaltsverpflichtung des Ver­
klagten treffen müssen. Zuvor hätte durch Befragung 
der Parteien (§ 139 ZPO) ynd gegebenenfalls durch Be­
weisaufnahme geklärt werden müssen, ob und mit 
welcher zeitlichen Wirkung die von der Klägerin in 
der Klageschrift vom 16. Oktober 1956 behauptete 
n a c h t r ä g l i c h e  Vereinbarung über■ die Zahlung 
einer auf monatlich 70 DM erhöhten Unterhaltsrente 
ernstlich gewollt war und unter den Parteien zu­
stande gekommen ist. Sind sich die Mutter der Klä­
gerin und der Verklagte in diesem Sinne einig gewor­
den, so würde sich der Streit der Parteien darüber, ob 
auf Grund des früheren Zahlungsversprechens des Ver­
klagten (vom 7. März 1956) es zu einer rechtswirk­
samen Vereinbarung unter den Parteien gekommen ist, 
erledigen. Zwecks Herbeiführung einer Stellungnahme 
des Rates des Kreises zu dieser nachträglichen Ver­
einbarung hätte die Verhandlung gemäß § 148 ZPO 
ausgesetzt werden müssen.

Nur bei negativem Ausgang dieser Beweisaufnahme 
hätte es der Prüfung der weiteren Frage bedurft, ob 
in Verbindung mit dem oder im Anschluß an das 
Zahlungsversprechen des Verklagten vom 7. März 1956 
eine nach § 1714 BGB rechtswirksame Abrede der 
Parteien zustande gekommen ist. Aus den beizuziehen­
den einschlägigen Akten des Rates des Kreises hätte 
sich ergeben müssen, ob die Mutter der Klägerin bei 
Abgabe der Unterhaltsverpflichtung durch den Ver­
klagten überhaupt zugegen war oder — wenn dies 
nicht der Fall war — ob und durch welche Erklärungen 
oder schlüssigen Handlungen sie das in der Verpflich­
tungserklärung des Verklagten liegende Vertragsan­
gebot diesem gegenüber angenommen hat (§§ 146 ff. 
BGB). Gegen die letztere Annahme spricht übrigens 
der bereits erörterte Sachvortrag der Klägerin über 
das Zustandekommen einer erst nach Erhebung der 
Klage vom 6. Juli 1956 — die später zurückgenommen 
worden sei — getroffenen Unterhaltsvereinbarung mit 
dem Verklagten.

Auch die Frage, ob der zuständige Leiter der Abtei­
lung Volksbildung die erforderliche Genehmigung er­
teilt hat oder nicht, konnte gleichfalls nur durch Bei­
ziehung der bezeichnten Akten des Rates des Krei­
ses geklärt werden. Keinesfalls kann in der bloßen 
Protokollierung der Erklärung des Verklagten durch 
einen Angestellten dieses Fachorgans eine Zustimmung 
des Rates des Kreises erblickt werden.

Hätte sich so ergeben, daß eine für die Klägerin ver­
bindliche Vereinbarung über die Zahlung eines Unter­
halts überhaupt nicht zustande gekommen ist, so wäre 
— unter Berücksichtigung der bereits vorliegenden Be­
weisangebote der Klägerin und Beachtung des § 17 
Abs. 2 des Gesetzes über den Mutter- und Kinder­
schutz — mit den Parteien zu erörtern und, soweit er­
forderlich, durch Beweisaufnahme zu klären gewesen, 
ob und in welcher Höhe der Verklagte durch Zahlung 
zum Unterhalt der Klägerin beizutragen verpflichtet 
ist. Daß die Mutter des Kindes, wenn sie das Kind 
selbst pflegt und erzieht, in der Regel dadurch ihren 
Unterhaltsbeitrag leistet, ist in der Rechtsprechung des 
Obersten Gerichts ebenfalls seit langem geklärt (vgl. 
Urteil vom 24. August 1953 — 1 Zz 100/53 — NJ 1953 
S. 620; OGZ Bd. 2, S. 221).

Nur wenn sich ergeben hätte, daß es tatsächlich auf 
Grund des Zahlungsversprechens des Verklagten vom
7. März 1956 zu einer nach § 1714 BGB rechtswirk­
samen Vereinbarung unter den Parteien gekommen 
ist, wäre die Frage zu erörtern und nötigenfalls durch 
Beweisaufnahme zu klären gewesen, ob der Verklagte 
die Mutter der Klägerin etwa durch arglistige Täu­
schung über seine Vermögensverhältnisse dazu be­
wogen hat, seinem damaligen Zahlungsangebot zuzu­
stimmen. In der Klageerhebung würde die nach § 123 
BGB rechtzeitige Anfechtung der Vereinbarung zu er­
blicken sein.
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